Im Weltwirtschaftskrieg-der offene Zusammenbruch des neoliberalen Weltmarktes und der imperialistische Krieg
1.) Prolog

Mit der Verhängung von Strafzöllen auf Stahl und Aluminium in Höhe von 25 Prozent aus aller Welt wurde der entscheidende Schuß zum offenen Weltwirtschaftskrieg durch den US-Imperialismus abgegeben. Der neoliberale Weltmarkt kommt jetzt in die Phase des offenen Zerfalls und an seiner Stelle setzt sich nun der multipolare Weltmarkt. Nun wird der Weltmarkt neu verteilt, nun wird die Welt neu verteilt.
2.) Der Weltmarkt im Weltwirtschaftskrieg

Mit der Ankündigung von Strafzöllen auf Aluminium und Stahl aus aller Welt, aber auf jeden Fall ist China betroffen, während die EU- Staaten haben bisher „nur“ Drohungen erhalten haben, erklären die USA der Welt ihren Weltwirtschaftskrieg. Jetzt bringen sich die Tendenzen des Wirtschaftskrieges auf den Begriff. Seit der Konfrontation zwischen den transatlantischen Metropolen mit dem russischen Imperialismus wird der Wirtschaftskrieg geführt, d.h. seit dem Jahr 2014 als beide Seiten gegeneinander Wirtschaftssanktionen verhängten als Reaktion auf die Stellvertreterkriege in der Ukraine und Syrien. Nun haben sich die Tendenzen weiter verselbständigt und münden in einem offenen Weltwirtschaftskrieg, welcher den neoliberalen Weltmarkt unter sich begräbt. Es stehen nun die westeuropäischen transatlantischen Metropolen gegen die USA, denn egal ob die USA einen Wirtschaftskrieg gegen den Rest der Welt und damit auch gegen die EU führen oder nur gegen China, auf jeden Fall hat dies negative Konsequenzen für das deutsche Kapital, für das Kapital aller EU-Metropolen, denn die Verluste, die dabei China und die USA erleiden würden, werden objektiv die deutschen Exportmärkte in China und den USA negativ betreffen. Die Kapitulation der EU vor den USA und damit ihre gemeinsame Front mit den USA gegen China zeigen den einseitigen Charakter des Wirtschaftskrieges der USA gegen die EU auf. Jedoch akzeptieren die USA die EU-Metropolen nicht auf gleicher Augenhöhe. Ein USA-EU-Bündnis bleibt immer prekär. Es kann jederzeit gleichzeitig auch ein US-EU-Wirtschaftskrieg aufkommen. So kann die EU gleichzeitig die USA auf der einen Seite und Rußland und China auf der anderen Seite zum Feind haben. Dies würde die EU sprengen. China wird zurückschlagen und direkt oder indirekt auch der EU und dem deutschen Imperialismus schweren Schaden zufügen. Exportselbstbeschränkungen Chinas oder Deutschlands können das Wertgesetz nur modifizieren, niemals aufheben, ebenso kann China nur begrenzt vermehrt das teure US-Flüssiggas kaufen, denn sonst wäre ebenso die Akkumulation dauerhaft negativ. Hinter dieser US-Forderung nach vermehrten chinesischen Kauf von US-Flüssiggas steht letztlich die Forderung nach einer fortgesetzten Finanzierung des enorm ansteigenden US-Defizits aufgrund der enormen Aufrüstung der USA und damit natürlich die Aufgabe des Petro-Yuan, denn das Flüssiggas soll natürlich wie bisher auf Dollar-Basis fakturiert werden. Doch China handelt nun seit dem 26.März 2018 mit Öl auf Yuan-Basis und wird dies nicht mehr aufgeben. Nur so kann die US-Umklammerung durchbrochen werden. China wird die Forderung nach Aufgabe des Petro-Yuan nicht akzeptieren können, denn dies wäre der Bankrott des chinesischen Kapitalismus und ebenso wird es kein grundsätzliches Entgegenkommen in der Frage des Kaufes von US-Flüssiggas geben. Ein expandierender Weltmarkt läßt sich nicht auf Drohungen und Gegendrohungen aufbauen. Der formale Zusammenbruch von „Chinamerica“ zerstört den neoliberalen Weltmarkt und dieser ist die Basis des gegenwärtigen Modell Deutschland, die materielle Basis der deutschen Exportwaffe. Somit würde ein Wirtschaftskrieg auch indirekt dem deutschen Kapital erheblichen Schaden zufügen, die internationale Lage eskalieren und auch die inneren Spannungen in jedem Land verschärfen. Vor allem China als der größte Dollar-Halter und könnte seine Dollaranleihen abwerfen, was den Dollar drastisch abwerten kann und damit würde der Euro steigen, ein Szenario vor dem sich das deutsche Kapital fürchtet. So führen die US-Drohungen in Richtung China schon dazu, daß China als Warnung größere Mengen von US-Staatsanleihen auf den Markt wirft und der US-Dollar fällt, wie damit auch der Euro-Kurs steigt. Alternativ überlegt China den Yuan abzuwerten und auf diese Weise sollen US-Strafzölle kompensiert werden. Auch der deutsche  Imperialismus wird sich nicht dem US-Imperialismus unterwerfen, auch dann nicht, wenn der US-Imperialismus mit Strafzöllen auf deutsche oder EU-Waren droht, denn das Wertgesetz zwingt das Kapital in letzter Instanz zum Wert zu produzieren, das Wertgesetz kann nur modifiziert werden. So kann das deutsche Kapital seine Waren nicht verschenken, denn das Kapital muß sich als Kapital verwerten. Es kann zwischen den USA und Deutschland gegenwärtig nur ein Minimalkompromiß, einen Formelkompromiß geben. Der US-Imperialismus stieg aus den Verhandlungen um ein neoliberales transatlantisches Investitionsschutzabkommen aus und visiert nun eine Wirtschafts-NATO an, während der deutsche Imperialismus ein transatlantisches neoliberales Investitionsschutzabkommen anstrebt. Die Einigung wird zwischen diesen beiden Polen liegen. Mit Drohungen läßt sich keine längerfristige Zusammenarbeit aufbauen, nur auf der Basis gemeinsamer Interessen zum beiderseitigen Nutzten. Der Zoll-Krieg führt notwendig zum Währungskrieg, denn die USA als Importeuer der letzten Instanz exportieren zu wenig und damit machen Strafzölle auf US-Waren keinen Sinn. Vor allem aber, würde ein US-sino Wirtschaftskrieg die Tendenzen zum Petro-Yuan vorantreiben. Der chinesische Ministerpräsident Xi ruft China auf „blutig gegen seine Feinde zu kämpfen“. China wird den US-Wirtschaftskrieg kontern. Damit ist ein Wirtschaftskrieg zwischen den USA und China genauso zerstörerisch für die EU als ein Wirtschaftskrieg USA versus EU. Es steigen auch die Spannungen in Zentralasien an. China und Rußland treiben das Projekt der „Neuen Seidenstraße“ über die chinesisch-russische Entwicklungsbank voran, während die USA über den IWF und die Weltbank dies verhindern wollen. Ein zweites Great Game, eine Neuauflage des Großen Spiels des 19. Jahrhunderts. Die EU- Metropolen verlieren auf jeden Fall indirekt bei einem sino-US-Wirtschaftskrieg. Ein Wirtschaftskrieg beginnt nicht nur formal, wenn Strafzölle und Sanktionen verhängt werden, sondern real schon weit früher, wenn mit Strafzöllen und Sanktionen gedroht wird, bzw. wenn bestimmte Standards für Waren eingeführt werden und oft geht ein Wirtschaftskrieg mit einem Währungskrieg einher oder der Währungskrieg geht dem Wirtschaftskrieg voraus. Die Akkumulation ist nicht mehr mittelfristig gewährleistet, weil die Akkumulationssicherheit gefährdet wird und so ist die Akkumulationsrate negativ schon bei der Ankündigung eines möglichen Wirtschaftskrieges tangiert. Zwischen der EU und den USA gibt es derzeit keine wesentliche Zusammenarbeit mehr, sondern nur noch gegenseitige Abschreckung und niemand weiß, ob dies reicht, einen Wirtschaftskrieg zwischen EU und USA zu verhindern. Es existiert nur noch eine formale Einheit. Und letztlich zeigte sich am 8. März, daß die gegenseitige Abschreckung nicht ausreicht, was auch auf einen Krieg übertragen kann und muß. Und einen Weltmarkt auf gegenseitige Abschreckung zu gründen, zeigt schon auf, daß dieser Weltmarkt von einem Wirtschaftskrieg durchzogen ist, eben von einem nicht erklärten Wirtschaftskrieg im Gegensatz zu dem erklärten Wirtschaftskrieg, welcher im Moment vom US-Imperialismus favorisiert wird. Der unerklärte Wirtschaftskrieg, der „kalte“ Wirtschaftskrieg, geht dem erklärten, „heißen“ Wirtschaftskrieg voraus. Ein Wirtschaftskrieg ist es auch, wenn mit diesem gedroht wird, aber keine Sanktionen erfolgen, weil die Gegenseite Zugeständnisse gemacht hat. Das wäre dann ein einseitig geführter Wirtschaftskrieg. Dieser gegenwärtige Wirtschaftskrieg bedroht auch die Immobilienblasen in den Metropolen. Platzen die Immobilienblasen, dann steht das internationale Bankensystem am Abgrund und es werden ganze Volkswirtschaften in den Abgrund gerissen. Verlieren werden alle- aber einige werden mehr verlieren als andere. Der Kampf um die Verteilung der Verluste ist immer härter als der Kampf um die Verteilung der Gewinne und ebenso ist der Wirtschaftskrieg der Vorbote des Krieges. Die Konkurrenz verdoppelt sich in ökonomische und politische Konkurrenz. Der Krieg ist die Fortsetzung der Konkurrenz mit anderen Mitteln. Ein Wirtschaftskrieg ist deshalb notwendig, weil der US-Imperialismus mit dem Rücken zur Wand steht. Aus diesem Grunde auch die hohe Präsenz von Militärs in der US-Regierung. Der militärisch-industrielle Komplex reagiert auf den Hegemonialverlust des US-Imperialismus und rüstet auf, nun nicht mehr für neoliberale Kolonialkriege, sondern für Großkriege gegen andere Großmächte, vor allem gegen Rußland und China. Deshalb eben Schutzzölle auf Stahl und Aluminium, da die derzeitige US-Rüstungsindustrie nur für koloniale Kriege ausgerichtet ist. Die neoliberalen Kolonialkriege sollten Rußland und China am Aufstieg hindern und diese durch die Beherrschung von Glacis in den neoliberalen Weltmarkt fesseln. Alle diese Kolonialkriege scheiterten: Afghanistan, Irak, Syrien, Ukraine, Libyen. Rußland und China brachen aus dem neoliberalen Weltmarkt aus und die Kolonialkriege schwächten nicht Rußland und China, sondern die transatlantischen Verursacher. Aus diesem Grunde bricht der militärisch-industrielle Komplex auch mit der neoliberalen Fraktion des Kapitals und wird zu Dritten Kraft neben den Neoliberalen und den national-liberalen Isolationisten; das Militär bestimmt immer deutlicher die Politik der US-Regierung. Das Programm des US-Militärs ist es, die verlorene US-Hegemonie mit allen Mitteln wiederzuerlangen und damit gehen sie das Risiko eines Dritten Weltkrieges objektiv ein. Die Tendenzen zum Dritten Weltkrieg konzentrieren sich derzeit in Syrien, dort stehen sich Rußland auf der einen Seite und die USA und ihre zentralen NATO-Verbündeten Aug in Aug gegenüber. Nach dem die indirekte imperialistische Intervention über Gladio B in Form von islamistischen Contra-Truppen gescheitert ist, versuchten die transatlantischen Mächte mehrmals direkt zu intervenieren, mußten aber bis jetzt immer den Rückzug antreten, denn eine offene imperialistische Intervention könnte eine Konfrontation mit dem russischen Imperialismus und damit unter Umständen den Dritten Weltkrieg auslösen. Ein unmittelbarer Angriff auf Syrien läßt den neoliberalen Weltmarkt und die neoliberal organisierten internationalen Beziehungen zerbrechen und es zerbricht nun total das Völkerrecht. Damit ändern sich auch die Bedingungen um Nord Steam II und die Ukraine. Die Erdgaspipeline Nord-Stream II ist auf den neoliberalen Weltmarkt ausgerichtet. Bricht der neoliberale Weltmarkt zusammen, macht Nord-Stream II keinen Sinn mehr. Dann wird der russische Imperialismus direkt auf die Ukraine zugreifen. Und der deutsche Imperialismus muß entscheiden, ob er ebenfalls versucht auf die Ukraine zuzugreifen, mit US-Unterstützung, denn alleine ist der deutsche Imperialismus zu schwach, was eine direkte Konfrontation auch mit Krieg gegen den russischen Imperialismus bedeutet, oder ob es andere Möglichkeiten der Zusammenarbeit gibt. Nun stellt Rußland jede Zusammenarbeit im Bereich Atomwirtschaft und Weltraumprogramm mit den Staaten ein, welche Rußland mit Sanktionen belegen. Vor allem die USA beziehen Uran und andere Rohstoffe, die für den militärisch-industriellen Komplex der USA wichtig sind. Ob die USA ohne weiteres Ersatz finden können ist offen, Wenn nicht, wird sich das Verhältnis USA-Rußland drastisch radikalisieren und die USA werden dann einen Dritten Weltkrieg wagen, wenn sie von Rußland als objektiven Monopolisten ihre zentralen Rohstoffe für den militärisch-industriellen Komplex nicht mehr erhalten. Ein Hinweis auch auf ein mögliches Ende von Nord Stream II. Gleichzeitig läuft der Vertrag über die Überfluglinie der privaten US-Fluglinien über Rußland und wird nicht mehr erneuert. Die USA schlagen zurück und verweigern die Besatzungen der russischen Fluglinien die Visa, so daß ein Flugbetrieb in die USA von Rußland aus nicht mehr möglich ist. Nun wird wohl Rußland gleich oder ähnlich zurückschlagen, so daß Direktflüge zwischen den USA und Rußland kaum noch möglich sind. Als Vergeltung für die US-Strafzölle auf Aluminium und Stahl belegt China Hirse aus den USA mit einem Zoll von 180 Prozent und die USA kontern mit dem Verbot von elektronischen Liefereinheiten für die chinesische Telekommunikationsgesellschaft aufgrund der „nationalen Sicherheit“ Der neoliberale Weltmarkt bricht auseinander und damit das internationale politische System. Jeder Krieg gegen Syrien wird gleichzeitig auch Krieg gegen die Ukraine bedeuten, wie auch umgekehrt, denn in Syrien wie auch in der Ukraine geht es um den Petro-Yuan. Nur wenn auch die Transportwege unter Kontrolle von Rußland und China sind, kann sich der Petro-Yuan behaupten und Transportwege und Transitwege sind auch potentielle mögliche Transportwege. Der Kampf um Syrien und der Kampf um die Ukraine ist immer ein Kampf um den Petro-Yuan. Ein direkter imperialistischer Angriff auf Syrien oder die Ukraine wäre ein großer Katalysator für die Entwertungstendenzen. Der Petro-Yuan bricht das US-Dollar-Monopol und damit kann sich der US-Imperialismus nicht mehr in eigener Währung verschulden und dann finanziert auch nicht mehr das Ausland die Aufrüstung. Aus diesem Grund muß der US-Imperialismus seine Mehrwertproduktion neu organisieren, denn nun muß er seine Aufrüstung wieder alleine finanzieren. Die Re-Industrialisierung vermittels Protektionismus ist eine Antwort auf den Zusammenbruch der US-Hegemonie und eine Reaktion auf die neue kapitalistische Epoche des multipolaren Weltmarktes, wie vor allem eine Drohung an die Arbeiterklasse, denn es ist gleichzeitig ein Angriff auf das Reproduktionsniveau der Arbeiterklasse.. Dabei greift der bürgerliche Staat als ideeller Gesamtkapitalist ein und über ihn formiert sich das Kapital neu. So werden auch über Verstaatlichung mit entsprechender Entschädigung und anschließender Re-Privatisierung die Kapitalstruktur, die Eigentümerstruktur, neu organisiert und damit die konkrete Zusammensetzung der herrschenden Klasse. Nun kommt der Protektionismus aus dem Grund der „nationalen Sicherheit“ und zielt auf einen Dritten Weltkrieg. Die „April-Krise“ des Jahres 2018, eine Krise analog zur Kuba-Krise 1962 und zur Ryan-Krise 1983, ist eine Reaktion auf die Etablierung des Petro-Yuan am 26. März 2018. Umso mehr sich der US-Imperialismus gegen den Petro-Yuan wehrt, desto bedeutender wird er in kurzer Zeit, desto schneller zerfällt der neoliberale Weltmarkt und auch damit die neoliberale Weltordnung. Aus diesem Grunde verliert der US-Imperialismus mit seinen transatlantischen Verbündeten die Kraftprobe mit dem russischen Imperialismus und mit China und kann höchstens einen gesichtswahrenden Rückzug erwarten unter Umständen in Form eines symbolischen Angriffs auf Syrien, welcher am 13. bzw. 14 April erfolgte. Ein Zeichen der Verzweiflung und der Niederlage, als Tiger gesprungen, als Bettvorleger gelandet. Auf diese Weise ändert die „April-Krise“ das internationale Kräfteverhältnis zu Ungunsten des US-Imperialismus, zuungunsten der transatlantischen Metropolen. Es verweigern Griechenland und die Türkei den USA ihre Stützpunkte für die Angriffe auf Syrien. Damit ist die NATO zerrissen und ebenfalls die EU. Es verweigern sogar die nicht NATO-Staaten in der EU die Zustimmung zu den amerikanisch-britisch-französischen Angriffen auf Syrien. Somit wird die Desintegration von EU und NATO durch diese amerikanisch-britisch-französischen Luftangriffe auf Syrien noch weiter befördert, statt eine Einheit gegen den russischen Imperialismus und China zu schmieden. Die „April-Krise“ zeigt auch die Grenzen der Abschreckungspolitik auf. Der US-Imperialismus ist in einer historischen Krise, als hegemonialer Imperialismus in Auflösung begriffen, in sich zerrissen und verzweifelt und exportiert seine internes Chaos in die Welt und chaotisiert den Weltmarkt und die internationalen Beziehungen, agiert nicht mehr rational im Sinne der Abschreckungspolitik. Die nächste internationale Krise um Syrien kommt bestimmt, wenn sich der US-Imperialismus nicht seine Niederlage in Syrien/Mittleren Osten akzeptiert und sich gesichtswahrend zurückzieht und mit jeder dieser internationalen Krisen wächst der Druck auf den US-Imperialismus sich entweder zurückzuziehen oder zum Großangriff bis an den Rand des Dritten Weltkrieges überzugehen. Mit aller Macht wollen sie die Niederlage in Syrien vermeiden und riskieren dafür den Dritten Weltkrieg, die gleiche Position würde auch im Fall der Ukraine eingenommen werden. Die Luftangriffe in Syrien drohen permanent zu werden und damit steigt die internationale Kriegsgefahr dort ebenfalls permanent, auch mit elektronischer Kriegsführung. Mit Luftangriffen können die syrischen Contras nicht geschützt werden, die Niederlage der syrisch-islamistischen Contras, bzw Gladio B, ist nicht zu verhindern, es sei denn man riskiert eine direkte imperialistische Intervention der transatlantischen Metropolen. 
Der US-Wirtschaftskrieg gegen China und Rußland ist die Hauptstoßrichtung, die zweite Stoßrichtung liegt aber auch gegen die anderen imperialistischen Konkurrenten in der EU. Auf diese Weise zerbricht der neoliberale Weltmarkt. Bis ins Jahr 2016 dominerte noch dieser, was sich an den Versuchen ablesen läßt, internationale Investitionsschutzabkommen wie TTIP oder CETA abzuschließen. Mittlerweile hat der US-Imperialismus ein geplantes Pazifisches Investitionsschutzabkommen ebenfalls negiert und erst Recht NAFTA-die Nordamerikanische Freihandelszone aus USA, Kanada und Mexiko, welche seit den 90er Jahren des 20 Jahrhunderts bestand. Die Politik der internationalen Investitionsschutzabkommen ist tot, notwendig gescheitert am Weltmarkt. Das G-20 Treffen in Hamburg im Sommer 2017 war der letzte Versuch, diese Politik zu retten und scheiterte letztlich an der Position des US-Imperialismus. Am 19. März 2018 scheiterte die G-20 insgesamt, denn nun führen die G-20 einen offenen Wirtschaftskrieg gegeneinander und auch die G-7 gescheiterte, nachdem die USA die EU-Metropolen mit Wirtschaftskriegsdrohungen überziehen. Dieser institutionelle Zusammenbruch des neoliberalen Weltmarktes ist das Resultat der Großen Krise seit dem Jahr 2007. Das Jahr 2007 markiert den Ausbruch der Weltwirtschaftskrise und einen ersten Höhepunkt erlebte diese im September des Jahres 2008 mit dem Zusammenbruch der Wall Street. Die nachfolgende Politik des leichten Geldes, die Übernahme der Schulden der Banken durch den Staat, flankiert mit einigen staatlichen Konjunkturprogrammen schob die Entwertungstendenzen nur auf und löste sie nicht. Nun brechen diese Entwertungstendenzen wieder offen auf und die neoliberalen Gegenmaßnahmen sind abgenutzt und stumpf, so daß die Große Krise ihre alte Schlagkraft wieder erlangt. Die neoliberale „Anti-Krisenpolitik“ reproduzierte die Spekulationsblasen nur noch auf einer höheren Skala als vor 2008 und stabilisierte so die Akkumulation des Kapitals und gleichzeitig schuf sie damit die materielle Grundlage für den vollständigen Zusammenbruch des neoliberalen Weltmarktes. Jede Spekulationsblase wird einmal platzen, weil das fiktive Kapital sich nur relativ vom mehrwertheckenden Kapital verselbständigen kann, dann bricht die Große Krise wieder offen aus. Während der Akkumulationseinbruch im Jahr 2009 noch quantitativ war, haben wir jetzt den Umschlag von Quantität in Qualität zu verzeichnen: Der neoliberale Weltmarkt zerfällt strukturell und wird vom multipolaren Weltmarkt abgelöst. Im Jahr 2009 konnten nur die 20 größten Wirtschaftsmächte die Große Krise unter Führung der USA eingrenzen, die transatlantischen Mächte waren schon zu schwach dafür. Im Gegenzug wurde den anderen Staaten mehr Einfluß auf die Gestaltung des neoliberalen Weltmarktes zugesichert und diese Zusicherung wurde gebrochen, so daß Rußland und China, selbstbewußt ihrer Stärke und ihrer Notwendigkeit den transatlantisch-neoliberalen Weltmarkt zu garantieren, begannen sich tendenziell aus dem neoliberalen Weltmarkt zu lösen und eigene Strukturen aufzubauen. Ohne Rußland und China kann der neoliberale Weltmarkt nicht mehr garantiert werden und erst Recht nicht gegen Rußland und China. Indem der US-Imperialismus und der britische Imperialismus auf allen eine Konfrontationspolitik gegen den russischen Imperialismus und China fahren und dabei den deutschen Imperialismus und andere Metropolen mitreißen, zerreißen sie ihren neoliberalen Weltmarkt selbst und richten sich objektiv in den multipolaren Weltmarkt ein. Es findet dadurch schon eine Neujustierung innerhalb der imperialistischen Kette ab. Bisher verteidigte der US-Imperialismus noch den neoliberalen Weltmarkt, nun nicht mehr. Ein Zurück zum neoliberalen Weltmarkt ist objektiv nicht mehr möglich. Der deutsche Imperialismus will das jedoch nicht wahr haben und reagiert unschlüssig und ratlos, versucht verzweifelt und sinnlos den neoliberalen Weltmarkt zu verteidigen und wird doch letztlich fallen lassen müssen und sich neu positionieren. Langsam setzt auch das deutsche Kapital zur Neuordnung an. Die Deutsche Bank setzt einen neuen Vorstandsvorsitzenden ein. Dieser neue Vorstandsvorsitzende kommt aus dem Privatkundengeschäft und nicht mehr aus dem Investmentbereich, wie es seit 16 Jahren üblich war. Langsam kehrt die Deutsche Bank vom US-garantierten Investmentbanking ab und restrukturiert sich wieder deutlicher als zentrale Bank des deutschen Imperialismus, als zentrale Bank für das deutsche Kapital. Die Ausflüge an die Wall Street hatten auch ein katastrophales Ende für die Deutsche Bank. Und auch der VW-Konzern setzt seinen Vorsitzenden ab und versucht sich neu zu formieren. Es ist auch dort eine Übergangsphase mit Übergangsvorsitzenden, aber ein Anfang ist gemacht. Vermittels der Großen Krise änderte sich das Kräfteverhältnis im Kapitalismus. Der US-Imperialismus bedarf der G-20 um den neoliberalen Weltmarkt zu garantieren, denn alleine ist er zu schwach dafür und dann ist er erst Recht zu schwach dafür, die Hegemonie auszuüben. Es gelang Rußland und China eigene internationale Strukturen aufzubauen und dies explizit gegen den US-Imperialismus. Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, welches die widersprüchliche Akkumulationsbewegung bestimmt, läßt sich nicht aufheben, sondern nur modifizieren. In letzter Instanz setzt sich die Entwertung des Kapitals durch. Auch eine expansive Geldpolitik mit dem Ziel Spekulationsblasen zu generieren bricht sich an der Akkumulationsbewegung. Die Verselbständigung des fiktiven Kapitals vom mehrwertheckenden Kapital ist nur relativ und die Krise erzwingt gewaltsam wieder die innere Einheit von fiktiven Kapital und mehrwetheckenden Kapital. Eine notwendige Entwertung des Kapitals läßt sich nur aufschieben und modifizieren, nicht aber verhindern. So muß der neoliberale US-garantierte Weltmarkt zerbrechen. Dies ist der erste Sieg des Eurasischen Kapitalismus über den Transatlantischen Kapitalismus- der transatlantische Kapitalismus verliert seine Hegemonie und muß sich mit einem Eurasischen Kapitalismus auseinandersetzten. Beide Formen des Kapitalismus stehen sich feindlich gegenüber, aber vor allem: Beide Formen des Kapitalismus stehen feindlich und antagonistisch der Arbeiterklasse gegenüber. Kapitalismus bleibt Kapitalismus: Es gibt keinen progressiven und keinen reaktionären Kapitalismus. Das Monopol des transatlantischen Kapitalismus über den Weltmarkt wurde vom Eurasischen Kapitalismus zerbrochen. Die Hegemonie des US-Imperialismus über den Weltmarkt und den internationalen Beziehungen zerbrach an der Großen Krise und damit seit dem Jahr 2007. Es ist also kein plötzlicher Zusammenbruch im Jahr 2018, sondern ein historischer Entwicklungsprozeß seit dem Jahr 2007, welcher nun ins Finale eintritt. Die vom britischen und US-Imperialismus organisierten Botschafterausweisungskrieg mit Rußland zerreißt die EU und es treten nun offen die Spaltungen in der EU und auch in der Eurozone auf. Ein Teil der EU-Staaten beugt sich dem US-britischen Druck, ein anderer Teil zieht mürrisch-opportunistisch mit und ein anderer Teil verweigert sich vollständig. Der deutsche Imperialismus zieht mürrisch mit und weiß nicht so ganz, wohin der soll und es treten immer offener die Widersprüche innerhalb der herrschenden Klasse in dieser Frage zu Tage. Die USA und Britannien kooperieren immer enger im Geheimdienstbereich-Stoßrichtung Rußland und China und auch gegen Deutschland, denn ein zweites Rapallo soll unbedingt vermieden werden. So droht auch die Kosovo-Krise wieder auszubrechen und dies würde die europäischen Mächte noch deutlicher auf Konfrontationskurs bringen.
Die neue Phase des multipolaren Weltmarktes ist eine Übergangsphase, bis ein neuer Hegemon innerhalb der imperialistischen Kette und damit auch über den ganzen Weltmarkt ausgekämpft wurde, was sich auch einem neuen Weltgeld materialisiert. Wie lange die Phase des multipolaren Weltmarktes andauert, kann zur Zeit nicht bestimmt werden. Der multipolare Weltmarkt, die multipolare Weltordnung, ist eine spannungsreiche Zeit, denn sie steht für eine Verdichtung der Widersprüche im Kapitalismus. Nun steht jeder gegen jeden. Die Neuordnung und Neuaufteilung des Weltmarktes erfolgt in einer Kette von Kriegen bis an den Rand des Dritten Weltkrieges. Durch die Straf- und Schutzzölle des US-Imperialismus gegen den Rest der Welt wird eine Neuformierung des Kapitals erzwungen. Eine Rückkehr zum neoliberalen Weltmarkt ist nicht mehr möglich. Langsam aber sicher formiert sich der Weltmarkt in der Form des multipolaren Weltmarktes, d.h. in Form einer multipolaren imperialistischen Blockkonkurrenz im Sinne von imperialistischen „Großräumen“. Weltmarktkonkurrenz durch Protektionismus und Wirtschaftskrieg ist das neue Paradigma des Kapitalismus, welches sich langsam durchsetzt. Dem deutschen Imperialismus wird dieses Paradigma aufgezwungen und wird sich auf sein „Kerneuropa“ –Konzept stürzen. Seit der Waffenschau des russischen Imperialismus im März vor den russischen Präsidentschaftswahlen zerbricht die transatlantische Realitätsverweigerung und gleichzeitig der Neoliberalismus mit seinem neoliberalen Weltmarkt. Nun werden Rußland und China als gleichwertige Feinde anerkannt. Daraufhin folgte innerhalb von Tagen die britische „Giftprovokation“ mit dem Ziel einer scharfen Frontstellung zwischen den transatlantischen Mächten und Rußland, dann die Anklage gegen den ehemaligen französischen Präsidenten Sarkorzy, weil er aus Ghadaffi-Libyen Wahlkampfspenden angenommen hat ( was bekannt war und auch akzeptiert), der facebook-Konzern kommt ins Visier, weil seine Zensur noch nicht stark genug ist. Vorher war das kein Problem, sondern vorbildlich. Das Silicon Valley-Kapital soll wieder fester in den militärisch-industriellen Komplex eingebunden werden. Es ist wie mit dem Freihandel. Nur die Vormacht fordert den Freihandel. Wird die Vormacht schwächer, präferiert sie ebenfalls den Schutzzoll, wie an der Entwicklung der USA zu sehen ist. So auch der autoritäre Staat. Die Vormacht fordert „ Demokratie“ und „Meinungsfreiheit“ dann, wenn sie an der Spitze steht, fällt sie ab, fordert sie Zensur. Das Ziel ist es, den Widerstand der Arbeiterklasse auf diese Weise zu brechen. Es folgt damit notwendig ein Angriff auf die Reproduktionsbedingungen der Arbeiterklasse und damit auch auf die von der Arbeiterklasse erkämpften Eroberungen im Kapitalismus. Die Tendenzen zum bürgerlichen Ausnahmestaat (Bonapartismus, Diktatur, Faschismus) nehmen zu, denn nur dann kann das Reproduktionsniveau der Arbeiterklasse durch eine Deflationspolitik massiv abgesenkt werden. Das parlamentarisch-demokratische Herrschaftssystem der Bourgeoisie ist untauglich für die Radikalisierung der Deflationspolitik. Dort hat die Arbeiterklasse noch zu viele Rechte und kann leichter die Verteidigung aufnehmen. Die zentrale Eroberung der Arbeiterklasse im Kapitalismus sind verbindliche, einklagbare Rechte und hier setzt das Kapital an: Entwertung der Ware Arbeitskraft bedeutet  immer auch Entrechtung der Ware Arbeitskraft. Dies ist das Ziel des bürgerlichen Ausnahmestaates. Die vorläufige Festnahme des katalanischen Ministerpräsidenten Puigdemont aufgrund eines spanischen Auslieferungsantrages ist auch eine Warnung an die deutsche Arbeiterklasse, denn die deutsche Staatsanwaltschaft legt dafür“ Hochverrat und in Folge drohende mögliche Unruhen“ zu Grunde, da im deutschen Recht der Tatbestand der Rebellion nicht vorhanden ist. Wenn schon drohende mögliche Unruhen die Grundlage ist den Tatbestand des „Hochverrats“, dann kann jede Demonstration und jede Organisation zerschlagen werden, obwohl dafür schon der Tatbestand der „Bildung und Unterstützung einer terroristischen Vereinigung“ ausreicht. Jedoch der Hochverrat geht weiter, er zielt auf den Notstand und damit auf die Zerschlagung der zivilen Ordnung und den Einsatz des Militärs im Inneren. In den USA wird die Arbeiterklasse ebenso an den Einsatz des Militärs im Inneren „gewöhnt“, indem das US-Militär Polizeiaufgaben bei der Grenzsicherung der US-amerikanisch-mexikanischen Grenze übernimmt. In Deutschland baut sich der bürgerliche Ausnahmestaat seit dem Jahr 2003 und 2004 auf, seit der Einführung von Hartz IV. So ist Hartz IV der erste Schritt in den bürgerlichen Ausnahmestaat. Die industrielle Reservearmee und die Randbelegschaften wurden einem rigiden Zwangssystem unterworfen und Hartz IV ist und war das dunkle Herz der Deflationspolitik und diszipliniert die gesamte Arbeiterklasse. Es gelang dem deutschen Kapital auf diese Weise den direkten Lohn deutlich abzusenken, wie auch den kollektiven Lohn, welcher sich in der Sozialversicherung tendenziell materialisiert. Auf diese Weise und durch explizite Mitwirkung der Gewerkschaftsbürokratie konnte sich das deutsche Kapital auf dem Weltmarkt Extraprofite sichern- zu Lasten der anderen Weltmarktkonkurrenten. Hartz IV ist die materielle Basis für den deutschen Handelsüberschuß, für die deutsche Exportoffensive und für die Handelsdefizite der anderen Weltmarktkonkurrenten. Der Niedergang und die Verschuldung des US-Imperialismus beenden die Funktion des US-Imperialismus als Importeuer der letzten Instanz, aus diesem Grunde die neue US-Politik von Schutzzöllen und Wirtschaftskrieg. Die Folgen wird das deutsche Kapital ebenfalls spüren und an die Arbeiterklasse durch eine Radikalisierung der Deflationspolitik weitergeben. Hier scheint nun im deutschen Kapital die weitere Flexibilisierung der Arbeitszeit auf der Tagesordnung zu stehen. Dies firmiert unter der Kürzel „Digitalisierung 4.0“ und die Gewerkschaftsbürokratie steht dieser Politik offen gegenüber. Die IG-Metall schloß einen Tarifvertrag ab, der eine individuelle Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohn- und Personalausgleich für einen kleinen bestimmten Zeitraum unter dem Veto des individuellen Kapitalkommandos gegen eine Verlängerung der Arbeitszeit für andere Lohnarbeiter eintauscht und so die individuelle Arbeitszeitverkürzung kollektiv für das Kapital kompensiert wird. Durch die Flexibilisierung der Ausbeutung sollen die deutschen Waren auf dem Weltmarkt wohlfeiler werden und auch höhere Straf- und Schutzzölle unterlaufen. Ebenso reagiert der deutsche Imperialismus durch Aufrüstung und Expansion mit dem Ziel der Errichtung eines Kerneuropa als Gegengewicht gegen USA und Rußland auf die Herausbildung des multipolaren Weltmarktes und der multipolaren Weltordnung. Ein Kerneuropa auf den Trümmern der EU und der NATO, Kerneuropa als das deutsche Empire im Konkurrenz zum untergehenden US-Empire und zum eurasischen Empire des russischen Imperialismus, wie auch dem chinesischen Großraum in Ostasien, welches im intensiven Kampf mit dem US-Imperialismus und dem japanischen Imperialismus liegt, wobei die letzten miteinander verbündet sind. Es folgt allgemein eine neue Aufrüstung. Auf diese Weise wird auch die Akkumulationsrate stabilisiert. Ein Militär-Keynesianismus ist möglich und damit eine Militarisierung der bürgerlichen Gesellschaft. Eine Militarisierung der bürgerlichen Gesellschaft bringt das gesellschaftliche Kapitalkommando auf seinen Begriff. Befehl und Gehorsam schließen auch die reformistische Mitbestimmung aus und damit die Gewerkschaften, negiert im Prinzip die erkämpften Rechte der Arbeiterklasse im Kapitalismus, setzt gerade auf Entrechtung und Atomisieung der Arbeiterklasse. Damit sind die Gewerkschaften als Verteidigungsorganisationen des Proletariats das zentrale Angriffsziel des bürgerlichen Ausnahmestaates. Eine Deflationspolitik läßt sich nur dann radikal exekutieren, wenn die Gewerkschaften zerschlagen worden sind bzw. sich dem bürgerlichen Staat unterworfen haben und in den bürgerlichen Staat, konkret, den bürgerlichen Staat in der Form des Ausnahmestaates, eingebaut worden sind. Das Kapital akzeptiert keine unabhängigen Gewerkschaften im bürgerlichen Ausnahmestaat und präferiert eine Form der Arbeitsfront, welche als Betriebspolizei agiert. Wie sehr das Kapital auf die Zerschlagung der Gewerkschaften setzt, zeigt sich an der zunehmenden Repression gegen die außergewerkschaftlichen Betriebsräte, welche mit Union-Busting Methoden bekämpft werden. Hier werden vor allem gewerkschaftlich aktive Betriebsräte angegriffen, um über die Säuberung der Betriebsräte in den Betrieben die Gewerkschaften auf den Betrieben zu säubern. Die Gewerkschaftsbürokratie verweigert sich dieses Problems und ignoriert die antigewerkschaftliche Politik des Kapitals. Der zunehmende Einsatz von Union-Bustern ist ein Zeichen, daß das Kapital nach Antigewerkschaftsgesetzen verlangt. Diese Forderung wird  lauter, je tiefer sich der allgemeine Weltwirtschaftskrieg entwickelt, denn der Wirtschaftskrieg trifft vor allem das deutsche Kapital. Jeder fünfte Arbeitsplatz hängt vom Export ab und in der Industrie jeder zweite. Vor allem aber verliert in einem Wirtschaftskrieg die kapitalistische Nation, welche eine hohe Exportneigung aufweist. Da die USA nur relativ wenige Waren produzieren und exportieren, sondern gar der Importeuer der letzten Instanz sind, können Handelssanktionen diese nicht so sehr treffen, viel mehr aber Sanktionen gegen das EDV-Kapital oder gegen das Bankkapital. Hingegen wird das deutsche Kapital durch Sanktionen auf seinen Export weit mehr getroffen, denn die USA sind für das deutsche Kapital noch der wichtigste Exportmarkt. Den geringeren Akkumulationsspielraum wird das deutsche Kapital an die Arbeiterklasse weitergeben. Die Gewerkschaftsbürokratie wird versuchen, sich dennoch bei dem Kapital anzudienen und weiterhin die Deflationspolitik abstützen, diese gegen die Gewerkschaftsbasis zu vertreten und damit der Bourgeoisie zu verstehen geben, daß es keinen Grund gibt, die Gewerkschaften offen und gewaltsam zu zerschlagen und sich auf diesem Wege  von selbst in eine Arbeitsfront transformieren. Die Gewerkschaftsbürokratie unterstützt bis jetzt Hartz IV und meldet nur ganz zaghaft eine Erhöhung des Regelsatzes an. Hartz IV ist eine Form der Rationierung und diese Rationierung ermöglichte den Aufstieg der deutschen Exportwaffe und es wird diese Rationierung noch verschärft werden, wenn sich die Konkurrenzsituation des deutschen Kapitals im Weltmarkt verschärft. Hartz IV bezeichnet die unterste Grenze der Rationierung, welche nicht reicht, sich als Ware Arbeitskraft gesellschaftlich notwendig zu reproduzieren und auch nicht einmal reicht, sich als physische Existenz zu reproduzieren. Es bedarf der Armenspeisungen, welche heute „Tafeln“ genannt werden, um sich dort zu versorgen, damit man sich zumindest als physische Existenz reproduzieren kann. Durch die Fluchtbewegung aus dem Nahen Osten sind auch die Zusatzrationen der „Tafeln“ abgesenkt worden, denn die Nahrungsmittel sind zu wenig, daß es für alle reicht. Es bricht an den „Tafeln“ ein Kampf jeder gegen jeden aus, so daß verschiedene Formen der Rationierung realisiert werden, nach der Staatsangehörigkeit, nach dem Alter, nach dem Familienstand, nach dem Termin oder per Losentscheid und die Rationen für alle wurden kleiner. Und der DGB schweigt. Die kleinbürgerliche Kritik kritisiert die Rationierung per Staatsangehörigkeit, doch es gibt keine positive oder negative Rationierung. Rationierung ist immer negativ. Die Rationierung ist bei den „Tafeln“ besonders einfach, da die Leistungen der „Tafeln“ Gnadenakte sind. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf die Leistungen der Armenspeisung und damit regiert dort Willkür. Jeder der sich nach Meinung der Organisatoren der Armenspeisungen unbotmäßig verhält, kann ausgeschlossen werden, dem kann Hausverbot erteilt werden, auch für immer. Aus diesem Grund sind die „Tafeln“ auch kein Ort der politischen Organisierung, denn „Agitation“ ist in den Räumen der Armenspeisung untersagt. Mit absinkenden Rationen aufgrund der objektiven Begrenzung der Quantität der Nahrungsmittel als Resultat des Warencharakters der Nahrungsmittel aus dem Einzelhandel ist auch die individuelle rein physische Reproduktion, welche unterhalb der Schwelle der gesellschaftlich notwendigen Reproduktion der Ware Arbeitskraft liegt, nicht gesichert. Mit der Entfaltung eines allgemeinen Wirtschaftskrieges als durchschnittliche Form der Weltmarktkonkurrenz in der Epoche der multipolaren Weltmarktkonkurrenz wird die Rationierung allgemein noch weiter zunehmen und ebenso konkret am untersten Ende der bürgerlichen Gesellschaft in den Reihen der industriellen Reservearmee und den Randbelegschaften der aktiven Arbeiterarmee. Um die schlimmsten Folgen der Rationierung abzufangen wird weiter die Politik des „Sozialismus in einer Klasse“ des „Teilens in der Klasse“ forciert werden und der Mangel umverteilt werden, indem die Kernbelegschaften zu Gunsten der industriellen Reservearmee und der Randbelegschaften verzichten sollen. 
3.) Der proletarische Weg

-Radikale Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich, ansetzend an der alltäglichen Sabotage der Ausbeutung und international organisiert

-Arbeiterkontrolle über die Produktion

-Aufbau proletarischer Hundertschaften gegen die Repression des bürgerlichen Staates und seiner neofaschistischen Organisationen
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